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|   Wichtige Information 
 

Aufgrund der anhaltenden Coronavirus-Pandemie und der strengen Schutzvorgaben an Gemeindeversamm-

lungen wird über die vorstehenden Vorlagen wiederum an der Urne abgestimmt. Die Gemeinde Knutwil ist 

gesetzlich verpflichtet, im Gegensatz zu Gemeindeversammlungen bei Urnenabstimmungen nicht nur eine 

Kurzfassung der Botschaft an alle Stimmberechtigten zu versenden. Aus diesem Grund erhalten Sie die vor-

liegende Botschaft in der ausführlichen Fassung. Auf die Zustellung einer Kurzfassung in alle Haushaltungen 

wird verzichtet. Zu Beginn jeder Vorlage haben wir eine Zusammenfassung für eilige Leserinnen und Leser 

erstellt. Für beide Vorlagen haben Sie auch die Möglichkeit, sich für eine Sprechstunde mit dem verantwortli-

chen Gemeinderat Peter Boog und dem Geschäftsführer Hanspeter Rinert anzumelden (siehe oben). 

 

Sprechstunden zu den beiden 
Abstimmungsvorlagen: 
 
Montag, 13.09.2021, 13.30 - 15.00 Uhr 
Dienstag, 14.09.2021, 13.30 - 15.00 Uhr 
Mittwoch, 15.09.2021, 17.00 - 18.30 Uhr 
 
Voranmeldung bis Freitag, 10.09.2021, 11.45 Uhr nötig 
(041 925 82 82 oder gemeindeverwaltung@knutwil.ch) 
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1  Genehmigung Zusatzkredit zum Sonderkredit Ortsplanungsrevision  
 

 

|   Das Wichtigste in Kürze 
Alle Schweizer Gemeinden haben bis 2023 ihre kommunalen Raumplanungsinstrumente auf die neuen bundes- und kan-

tonsrechtlichen Raumplanungsvorgaben anzupassen. Dabei kommt der Innenverdichtung von Siedlungsräumen anstelle 

von Einzonungen «auf der grünen Wiese» hohe Bedeutung zu. 

 

An der Gemeindeversammlung vom 7. Dezember 2016 genehmigten die Stimmberechtigen grossmehrheitlich einen Son-

derkredit von Fr. 250'000.00 für die Ortsplanungsrevision der Gemeinde Knutwil. Am 5. Juni 2019 wurde ein Zusatzkredit 

in der Höhe von ebenfalls Fr. 250'000.00 bewilligt, da intensivere Abklärungen in verschiedenen Aufgabengebieten anfie-

len und auch neue Teilprojekte anzugehen waren. 

 

Aufgrund des aktuellen Projektstandes zeigt sich, dass die aufgegleisten Aufgaben, insbesondere das Siedlungsleitbild und 

das Mobilitätskonzept, deutlich intensiver und umfangreicher bearbeitet werden mussten als erwartet. Dies führte zu 

erheblichen Mehrkosten, aber auch zu deutlichen Mehrleistungen, wie zum Beispiel die Erarbeitung eines Gesamtmobi-

litätskonzeptes zur Verbesserung der Verkehrssicherheit und -beruhigung (inkl. Sicherung Schulwege), die Einleitung ei-

nes Prozesses zur Aufwertung des Dorfkerns St. Erhard (in Knutwil mittels separatem Kredit bereits in Planung) oder die 

Umfragen in der Bevölkerung zur Innenverdichtung im Siedlungsgebiet. 

 

Die bisherigen Kosten sind bis auf rund Fr. 420'000.00 angewachsen. Aufgrund der noch ausstehenden wichtigen Aufga-

ben (Erarbeitung Bau- und Zonenreglement, Anpassung Zonenpläne, Behandlung von Ein- und Umzonungsgesuchen usw.) 

reicht der vorhandene Kredit nicht aus. Ein Betrag von rund Fr. 100'000.00 wurde aus der Teilrevision Rankhof, St. Erhard, 

durch die Grundeigentümer zwar rückerstattet, massgebend für die Krediteinhaltung sind aber nur die Bruttoausgaben 

(Bruttoprinzip), unabhängig von der Höhe der Einnahmen. Somit liegen die Kosten für die Ortsplanungsrevision nach An-

nahme des vorliegenden Zusatzkredites brutto bei maximal Fr. 800'000.00 (netto max. Fr. 700'000.00). 

 

Um die Ortsplanungsrevision in einer Weise umzusetzen, die der Wichtigkeit für Grundeigentümer und die gesamte Be-

völkerung entspricht, ist die Gewährung eines weiteren Zusatzkredites notwendig. Der Gemeinderat beantragt den 

Stimmberechtigten, einen Zusatzkredit von Fr. 300'000.00 (inkl. einer gebundenen Reserve von Fr. 60'000.00) zuzustim-

men.  

 

Bei Ablehnung des Zusatzkredites müsste die Ortsplanungsrevision drastisch eingeschränkt werden, was zu einer erheb-

lichen Beeinträchtigung der Qualität des Resultates und unter Umständen einer Ablehnung der Ortsplanungsrevision bei 

den Stimmberechtigten führen könnte.  

 

Der Gemeinderat beantragt Ihnen daher, den Zusatzkredit von Fr. 300'000.00 zum Sonderkredit Ortsplanungsrevision 

zu bewilligen, um dieses für die gesamte Bevölkerung wichtige Planungsvorhaben zu einem nachhaltigen und Mehr-

wert schaffenden Abschluss zu bringen. Die Ortsplanungsrevision wird Ihnen voraussichtlich Ende 2022 als eigene Vor-

lage zur Genehmigung unterbreitet.  
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|   Wichtiges ausführlich erklärt 

Mit der Annahme des neuen Raumplanungsgesetzes auf Stufe Bund im Jahr 2013 erhielten die Kantone den Auftrag, ihre 

Raumplanungsinstrumente (Richtpläne) auf die neuen Vorgaben anzupassen. Der Kanton Luzern hat seinen Richtplan im 

Jahr 2016 revidiert. Die Gemeinden des Kantons Luzern wiederum müssen bis Ende 2023 ihre kommunalen Bau- und 

Zonenreglemente sowie Zonenpläne entsprechend überarbeiten. Mit der schweizweiten Harmonisierung der Baubegriffe 

müssen auch diese in die Planungsinstrumente integriert werden (z.B. Überbauungsziffer anstelle von Ausnützungsziffer, 

Gesamthöhe anstatt Firsthöhe). Ebenfalls sind die Gemeinden von Bund aufgefordert worden, für ihre Gewässer entspre-

chende Gewässerräume im Zonenplan auszuscheiden. 

 

Anlässlich der Gemeindeversammlung vom 7. Dezember 2016 unterbreitete der Gemeinderat den Stimmberechtigten 

einen Sonderkredit von Fr. 250'000.00 für die Revision der Ortsplanung der Gemeinde Knutwil für die Jahre 2017 bis 2023. 

Er zeigte dabei auf, welche Aufgaben der Gemeinderat und die Ortsplanungskommission in dieser Zeit zu lösen hat. Der 

Sonderkredit wurde von den Stimmberechtigten mit grossem Mehr genehmigt. 

 

An der Gemeindeversammlung vom 5. Juni 2019 beantragte der Gemeinderat den Stimmberechtigten einen Zusatzkredit 

von Fr. 250'000.00. Er zeigte auf, dass für die Umsetzung der verschiedenen Themen intensivere Abklärungen nötig sind, 

was zusätzliche Kosten auslöste. Insbesondere sollten die Aufgaben Mobilität, Verdichtung im Siedlungsraum, Aufhebung 

von Gestaltungsplänen sowie Nutzung von sanierungsbedürftigen Gebäuden vertiefter behandelt werden. Die Stimmbe-

rechtigten stimmten diesem Antrag ebenfalls grossmehrheitlich zu und genehmigten den Zusatzkredit. 

 

Die Einzonung des Areals Rankhof in St. Erhard durch den Beschluss der Stimmberechtigten an der Gemeindeversamm-

lung vom 4. Dezember 2019 bildet ebenfalls einen wichtigen Meilenstein für die Entwicklung der Gemeinde Knutwil. Im 

Rahmen Teilzonenplanungsrevision wurde von 2017 bis 2019 dieser Prozess durch den Gemeinderat aktiv begleitet. In-

zwischen hat die Grundeigentümerin - abgekoppelt von der laufenden Ortsplanungsrevision - durch ein erfahrenes Pla-

nungsbüro ein Bebauungskonzept für das Areal Rankhof erstellen lassen. Die Erarbeitung des Konzeptes als qualifiziertes 

Verfahren erfolgte im Austausch mit einem Begleitgremium, bestehend aus Vertretern des Gemeinderates und weiteren 

Fachpersonen. Die Kosten dieses Teilverfahrens (ca. Fr. 100'000.00) wurden von der Bauherrschaft vollumfänglich zurück-

erstattet. 

 

Das Siedlungsleitbild als wichtige Basis für die Ortsplanungsrevision wurde von der Ortsplanungskommission in den Jah-

ren 2019 bis 2020 erarbeitet. Die Bevölkerung erhielt die Gelegenheit, im Rahmen eines öffentlichen Mitwirkungsverfah-

rens an der Erarbeitung dieses Steuerungsinstrumentes teilzunehmen. Aufgrund der erhaltenen Rückmeldungen darf 

festgestellt werden, dass die Bevölkerung mit den gesetzten Zielen einverstanden ist. Im November 2020 konnte das 

Siedlungsleitbild durch den Gemeinderat verabschiedet werden. 

 

Aktuell beschäftigt sich die Ortsplanungskommission mit der Anpassung des Bau- und Zonenreglementes sowie des Zo-

nenplanes. Ebenfalls werden die eingereichten Ein- und Umzonungsgesuche von Grundeigentümern behandelt. Mit Ab-

klärungen zur Dorfkernentwicklung in St. Erhard startete auch ein wichtiges Anliegen der Revision. Die Ausscheidung der 

Gewässerräume wurde erarbeitet und dem Kanton zur Vorprüfung eingereicht, hier erfolgt nun die Vernehmlassung bei 

den betroffenen Grundeigentümern. Auch die geplante Aufhebung von bestehenden Gestaltungsplänen soll den entspre-

chenden Grundeigentümern unterbreitet werden. 

 

Parallel zu diesen Aufgaben hat der Gemeinderat in Zusammenarbeit mit einem externen Verkehrsplanungsbüro ein Mo-

bilitätskonzept für das gesamte Gemeindegebiet erarbeitet. Dabei wurden Themen wie Verkehrssicherheit, Verkehrsbe-

ruhigung, Aufwertung von Strassenräumen und nachhaltige Veränderung des Mobilitätsverhaltes (z.B. durch Verbesse-

rung der Velo- und Fusswege) intensiv behandelt. Auch hier erhielt die Bevölkerung Gelegenheit, im Rahmen eines Mit-

wirkungsverfahrens ihre Anliegen und Forderungen anzubringen. Aktuell werden gestützt auf die gesetzten Ziele Mass-

nahmen konkretisiert, welche dann in den nächsten Jahren kontinuierlich realisiert werden sollen. 

 

Ergänzend zum Mobilitätskonzept wurde für die bestehenden Schulwege ein eigenes Mobilitätskonzept erarbeitet. Dieses 

soll die Verbesserung der bestehenden Schulwege, insbesondere im Bereich der Verkehrssicherheit, ermöglichen. Die 

Bevölkerung konnte sich auch hier im Rahmen eines Mitwirkungsverfahrens zu den bestehenden Schulwegen und mögli-

chen Verbesserungen äussern. Der Abschluss dieses Konzeptes, gepaart mit entsprechenden Massnahmen, erfolgt im 

Verlauf dieses Spätsommers mit der Genehmigung durch den Gemeinderat. 
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|   Begründung Zusatzkredit 
Im Gegensatz zur Beschaffung von Fahrzeugen, Geräten oder zur Realisierung von Bauprojekten ist die Ortsplanungsrevi-

sion auch stark von äusseren Einflüssen abhängig. Es ist z.B. nicht vorhersehbar, wie viele Ein- bzw. Umzonungsanträge 

gestellt werden, die auch behandelt werden müssen. Auch entsteht bei der Erarbeitung von Steuerungsinstrumenten wie 

einem Siedlungsleitbild eine Dynamik aus der Bevölkerung, welche den Gemeinderat zu zusätzlichen Massnahmen ver-

anlasst. 

 

Erfahrungen aus anderen Gemeinden zeigen, dass Kostenüberschreitungen entstanden sind, welche den ursprünglichen 

Kredit deutlich übertreffen. Die Gründe dafür sind vielfältig, sei es aus Gründen der Ablehnung von Teilprojekten und der 

damit verbundenen Umplanung, aber auch aufgrund nötiger weitergehender rechtlicher und raumplanerischer Abklärun-

gen für einzelne Aufgaben. Die entstehenden Kosten sind dadurch schwer abschätzbar. 

 

Bei der Beantragung des Sonderkredites im Jahr 2016 ging der Gemeinderat von einer Revision aus, die hauptsächlich die 

Anpassung der planungsrechtlichen Instrumente und Baubegriffe beinhaltet, da Neueinzonungen kaum möglich sind. Es 

zeigte sich aber im Verlauf der letzten vier Jahre, dass vor allem die Teilprojekte wie z.B. das Siedlungsleitbild oder das 

Mobilitätskonzept deutlich mehr an Initiative erfordern, um die gewünschten Ziele zu erreichen. Es darf aber auch fest-

gehalten werden, dass bereits einige Mehrwerte erzielt werden konnten und noch erzielt werden können: 

 

 Verbesserung Verkehrssicherheit, Verkehrsberuhigung, Aufwertung von Strassenräumen sowie Förderung Fuss- und 

Veloverkehr durch Mobilitätskonzept 

 Verbesserung Sicherheit Schulwege durch eigenes Mobilitätskonzept Schule 

 Entwicklung Dorfkern St. Erhard angestossen (in Knutwil mittels separatem Kredit bereits in Planung) 

 Entwicklung Baugebiete Riedächer, Knutwil, und Rankhof, St. Erhard, abgeschlossen 

 Sicherung von Arbeitsplätzen in Knutwil und St. Erhard durch geplante Erweiterung Arbeitszonen 

 ökologisch nachhaltige Vorgaben an Bauherrschaften im Bereich Energie, Mobilität und Umgebungsgestaltung 

 Umfragen Bevölkerung zur Innenverdichtung im Siedlungsgebiet 

 

Es gilt festzuhalten, dass die vorliegende Ortsplanungsrevision in ihrem Ausmass sehr aussergewöhnlich ist. Üblicherweise 

wird eine Totalrevision alle 10 bis 15 Jahre durchgeführt, wobei die Auswirkungen auf die Bevölkerung und insbesondere 

die Grundeigentümer nur teilweise spürbar sind. In dieser Revision ist dies deutlich anders: es werden nicht nur neue 

Begriffe wie Überbauungsziffer oder Gesamthöhe eingeführt, sondern grundlegende Veränderungen in der Raumplanung 

vorgenommen. Das Wachstum einer Gemeinde soll nicht mehr ausserhalb des Dorfkerns «auf der grünen Wiese» statt-

finden, sondern durch Innenverdichtung im bestehenden Siedlungsgebiet entstehen. Dabei stellt sich die Frage, ob die 

Verdichtung in die Höhe (Anpassung Gesamthöhe) oder die Breite (Anpassung Überbauungsziffer) stattfindet. Beide Be-

reiche bergen Konfliktpotential, wenn sich dadurch neue Gebäude in bestehende Strukturen eingliedern sollen. Dem Ge-

meinderat und der Ortsplanungskommission ist es wichtig, diesen Prozess sorgfältig und auch in der Bevölkerung abge-

stützt umzusetzen. Um aufzeigen zu können, was möglich und sinnvoll ist, braucht es aber technische Hilfsmittel, welche 

unter Umständen kostenintensiv sind. Trotzdem ist es unerlässlich, dies in Kauf zu nehmen, da je nach Umsetzung für 

Jahrzehnte neue Möglichkeiten geschaffen werden, die wesentlichen Einfluss auf das Ortsbild nehmen. Es wird kaum 

möglich sein, einen solch eingeschlagenen Weg in einer späteren Revision einfach wieder rückgängig zu machen. 

 

Bei einem Nein zum Zusatzkredit von Fr. 300'000.00 müsste das laufende Ortsplanungsrevisionsverfahren drastisch redu-

ziert werden. Wichtige Themen, welche alle Grundeigentümer (und so indirekt auch Mieter) betreffen, z.B. die Verdich-

tung im Siedlungsgebiet, könnten nicht mehr im nötigen Umfang erarbeitet und mit der Bevölkerung im Dialog erarbeitet 

und erklärt werden. Die Revision müsste sich auf die minimalen bundes- und kantonsrechtlichen Aufgaben beschränken 

und würde unter Umständen an der Bevölkerung vorbeizielen. 

 

Der Gemeinderat ist sich bewusst, dass dieser erneute Zusatzkredit in der Bevölkerung kritisch hinterfragt wird. Er ist sich 

aber sicher, dass die beantragten Mittel sinnvoll und nachhaltig eingesetzt werden und einen für die gesamte Bevölkerung 

deutlichen Mehrwert generieren werden. 
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|   Finanzierungsbedarf 
Aufgrund der vorstehenden Ausführungen und der Kostenschätzung des Ortsplaners Daniel Kaufmann, Zeitraum Planun-

gen AG, Luzern, ergibt sich für den geplanten Abschluss der Ortsplanungsrevision folgender Finanzierungsbedarf: 

 

 

Vorhandene Finanzmittel : 

 Sonderkredit, bewilligt 07.12.2016 Fr. 250'000.00 

 Zusatzkredit, bewilligt 05.06.2019 Fr. 250'000.00 
 

Total Fr. 500'000.00 

 

 

Finanzierungsbedarf : 

 abzüglich bisher aufgelaufene Kosten, ca. Fr. 420'000.00 

 abzüglich Restkosten gemäss Offerte Ortsplaner 

(inkl. interne Kosten und Kosten Kanton 

für Vorprüfung und Genehmigung Ortsplanung Fr. 320'000.00 

 abzüglich nötige Reserve Gemeinderat Fr. 60'000.00 
 

Total Fr. 800'000.00 

 

 

nötiger Zusatzkredit (brutto) Fr. 300'000.00 

 

 

Von diesem Kreditbetrag von Fr. 300'000.00 ist wie oben erwähnt eine Reserve von Fr. 60'000.00 eingerechnet. Diese 

Reserve darf vom Gemeinderat nur verwendet werden, wenn einer der folgenden Punkte erfüllt ist : 

 

a) die Kosten bei Beantragung des Zusatzkredites nicht vorhersehbar waren, 

b) es sich um Kosten eines Einsprache- und/oder Beschwerdeverfahrens handelt, 

c) die Mehrausgaben im Sinne einer Vorleistung erbracht wurden, welche rückerstattet werden 

d) die Mehrausgaben einen deutlichen Nutzen für die Bevölkerung darstellen. 

 

Bruttoprinzip (Ausgaben): 

In der vorliegenden Aufstellung werden Einnahmen (z.B. Rückerstattungen Dritter) bewusst nicht eingerechnet, da sie 

nicht mit den Ausgaben verrechnet werden dürfen (Bruttoprinzip). Das Total aller Ausgaben muss von den Stimmberech-

tigten genehmigt werden, unabhängig von der Höhe der Einnahmen. Aktuell liegen Einnahmen aus Rückerstattungen aus 

der Teilrevision Rankhof, St. Erhard, von rund Fr. 100'000.00 vor. Somit liegen die Kosten für die Ortsplanungsrevision 

nach Annahme des vorliegenden Zusatzkredites netto bei maximal Fr. 700'000.00. 
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|   Beschlussfassung 
 

 

Abstimmungsfrage 

Genehmigen Sie den Zusatzkredit von Fr. 300'000.00 zum Sonderkredit für die Ortsplanungsrevision? 

 

 

Der Gemeinderat empfiehlt Ihnen, den Zusatzkredit von Fr. 300'000.00 zum Sonderkredit für die Ortsplanungsrevision zu 

genehmigen. 
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|   Bericht Controllingkommission 
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2 Genehmigung Totalrevision Siedlungsentwässerungsreglement (SER) 
 

|   Das Wichtigste in Kürze 
Das heutige Siedlungsentwässerungsreglement (SER) der Gemeinde Knutwil stammt aus dem Jahre 1998 und regelt den 

Betrieb und Unterhalt, sowie die Finanzierung der gesamten Abwasserbeseitigung. 

Der Gemeinderat ist für die Durchführung von Massnahmen zum Schutz der Gewässer verantwortlich und kann diese 

auch verfügen. Mit der vorliegenden Totalrevision des SER möchte der Gemeinderat vor allem den Unterhalt der privaten 

Sammelleitungen neu regeln. Die bestehenden Eigentumsverhältnisse bleiben unverändert. 

Die Zuständigkeiten für den Unterhalt sind im Plan aus dem Jahr 2004 geregelt. Dies führte im Laufe der Zeit bei den 

privaten Sammelleitungen zunehmend zu Problemen bei der Organisation und Finanzierung des Unterhalts, weil sich 

niemand so richtig dazu verantwortlich fühlt. Mit der Einführung des Y-Prinzips, d.h. bis zum letzten Schacht, wo die 

Hausanschlussleitung abzweigt, wird der Unterhalt der privaten Sammelleitungen von rund 9.5 km mit einem Wiederbe-

schaffungszeitwert von rund 6.4 Mio. Franken neu von der Gemeinde übernommen. 

Ebenfalls zu berücksichtigen sind die Vorgaben des ARA Surental Verbandes. Durch die massive Reduktion der Zuleit-

menge/s um 60% in die ARA-Kläranlage Triengen werden in den nächsten Jahren einige Millionen Franken nötig sein für 

die strikte Trennung von Schmutz- und Reinabwasser und den Bau von Rückhaltebecken. Diese neuen Aufgaben haben 

Einfluss auf die kommende Finanzierung der Abwasserbeseitigung, erfolgen aber unabhängig von der Genehmigung des 

vorliegenden Reglementes. 

Als Spezialfinanzierung müssen sämtliche Kosten über Anschlussgebühren und Betriebsgebühren, sowie allfällige Beiträge 

gedeckt werden. Die Berechnung der Anschlussgebühren bleibt im Grundsatz gleich. Bei den jährlichen Betriebsgebühren 

ist ein Anstieg für die Erfüllung dieser neuen Aufgaben aber unvermeidbar. Der Preis pro m2 versiegelte Fläche bleibt 

unverändert bei Fr. 0.50/m2. Der Preis pro m3 Trinkwasserverbrauch wird von Fr. 1.85/m3  auf Fr. 2.25/m3 erhöht. 

Dies macht für eine durchschnittliche Familie mit einem jährlichen Trinkwasserbezug von 150 m3 eine Erhöhung von 

Fr. 60.00 pro Jahr aus. 

Die Umsetzung des SER und die Festlegung der Gebühren wird neu in einer Vollzugsverordnung geregelt. 

Der Gemeinderat beantragt Ihnen, das totalrevidierte Siedlungsentwässerungsreglement der Gemeinde Knutwil zu ge-

nehmigen. Die dazugehörende Vollzugsverordnung wird durch den Gemeinderat erlassen. 
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|   Wichtiges ausführlich erklärt 
Im Kanton Luzern fallen pro Jahr rund 60 Milliarden Liter Abwasser an, das in 19 kommunalen oder regionalen Abwasser-
reinigungsanlagen (ARA) gesammelt, transportiert und gereinigt wird. So wird unser Abwasser in die ARA Surental in Tri-
engen geleitet. In diesem seit 1975 bestehenden ARA-Verband wird das Abwasser von 12 Gemeinden gereinigt. Die Ge-
meinde ist zuständig für die Beseitigung aller anfallenden Abwässer auf dem Gemeindegebiet und erlässt gestützt auf 
§ 17 des Einführungsgesetzes zum Bundesgesetz über den Schutz der Gewässer vom 27. Januar 1997 und § 30 der Kan-
tonalen Gewässerschutzverordnung vom 23. September 1997 ein Siedlungsentwässerungsreglement (SER). So hat die 
Gemeinde alleine in den letzten fünf Jahren 1.35 Mio. Franken nur für Sanierungen und Erneuerungen im Abwasserbe-
reich ausgegeben. 
 
Ein wichtiger Bestandteil des SER ist die Finanzierung der Abwasserbeseitigung in Form von kostendeckenden Gebühren. 
Die Gemeinde erhebt dazu von den Grundeigentümern eine einmalige Anschlussgebühr und eine jährliche Benutzungs-
gebühr für den nachhaltigen Betrieb, Unterhalt, Ersatz und Ausbau der Abwasseranlagen. Diese Gebühren müssen verur-
sachergerecht erhoben werden und kostendeckend sein. Zu diesem Zweck führt die Gemeinde eine sogenannte Spezial-
finanzierung, wie analog bei der Abfallwirtschaft, der Wasserversorgung oder neu bei dem Holzschnitzel-Wärmeverbund. 
Eine Besonderheit der Spezialfinanzierung ist, dass diese in sich mittel- und langfristig betrachtet aufgehen muss, nicht 
gewinnorientiert ist und in der Regel keine Gelder aus oder in die Laufende Rechnung der Gemeinde fliessen dürfen. 
 
Das gültige SER der Gemeinde Knutwil stammt aus dem Jahr 1998 und weist inzwischen einige Mängel auf: 

 Es fehlt eine dazugehörende Vollzugsverordnung 

 Neue Systeme, wie z.B. Regenwasserspülungen sind nicht behandelt 

 Die Entwässerung von Baustellen ist nicht geregelt 

 Die Schmutzabwasserwerte gemäss der Norm SN 592000 sind nicht mehr aktuell 

 Der betriebliche und bauliche Unterhalt des öffentlichen und privaten Leitungsnetzes ist nicht mehr zeitgemäss ge-
regelt. 

 Stetige Einleitung von Reinwasser (Brunnen) ist nicht geregelt. 

 Das SER ist in vielen technischen und rechtlichen Punkten auch nicht mehr zeitgemäss. 
  
Mit dem erfahrenen Büro Hüsler & Heiniger aus Willisau wurde ein neues Siedlungsentwässerungsreglement und neu 
eine dazugehörende Vollzugsverordnung erarbeitet. 
 

 
 

I Totalrevision Siedlungsentwässerungsreglement (SER) und Vollzugsverordnung (VOSR) 
 

Mit dem neuen SER und der dazugehörenden VOSR ist ein Systemwechsel beim betrieblichen und baulichen Unterhalt 
der Leitungen angedacht. Auf dem Gemeindegebiet Knutwil liegen neben rund 18.6 km öffentliche Leitungen der Ge-
meinde auch ca. 9.5 km private Schmutz-, Misch- und Meteorwasserleitungen mit Sammelcharakter. Dazu kommen noch 
die Hausanschlussleitungen und rund 13.8 km Drainageleitungen. Der Gemeinde obliegt die Aufsichtspflicht über das 
ganze Leitungsnetz und sie muss besorgt sein, dass das ganze Netz funktionstüchtig und sich in gutem Zustand befindet. 
 
Für die Planung und Durchführung dieser Arbeiten müssen die Gemeinden ein sogenannte «Generelle Entwässerungspla-
nung (GEP)» erarbeiten. Die Spülarbeiten und Fernsehaufnahmen in den Jahren 2016 und 2017 zeigen einigen Sanie-
rungsbedarf bei öffentlichen und privaten Leitungen. Bis jetzt wurde der Unterhalt und die Erneuerung der Leitungen 
über einen Zuständigkeitsplan definiert. Waren bei Unterhalts- und Sanierungsarbeiten über die Zuständigkeiten auch 
Private betroffen, erwies sich die Umsetzung dieser Arbeiten meistens als sehr anspruchsvoll, so mussten alle involvierten 
Privaten schon früh miteinbezogen werden und die Kostenübernahme meistens über einen Perimeter geregelt werden. 
Bei grossen Schäden mit Gefährdung von Umwelt und Grundwasser kann und muss die Gemeinde als Aufsichtsbehörde 
Sanierungen auch zu Lasten der Privaten verfügen. 
 
Grosse Sanierungen werden jetzt schon und auch in Zukunft wann immer möglich kombiniert mit anderen Sanierungen 
(Strassen, Wasserleitungen, andere Werkleitungen) oder mit neuen Projekten wie z. B. dem Wärmeverbund durchge-
führt. 

 
  



 
 
 
 

11 

 

 Einführung Y-Prinzip 

Mit dem neuen SER wird als wichtigste Änderung das sogenannte Y-Prinzip eingeführt. 
 

 
Mit der Einführung des Y- Prinzips übernimmt die Gemeinde die Planung und Kosten für 
den betrieblichen und baulichen Unterhalt aller Sammelleitungen bis zum letzten Schacht, 
wo zwei Leitungen (Y) abgehen. Also alle Leitungen bis auf die privaten Hausanschlusslei-
tungen. Diese Leistung umfasst alle Massnahmen zur Gewährleistung der dauernden Be-
triebsbereitschaft und Funktionstüchtigkeit wie Reinigungs- und Kontrollarbeiten, Repara-
tur, Erneuerung und Renovierung. An den Eigentumsverhältnissen wird jedoch nichts ge-
ändert. 
 
Der Gemeinderat hat verschiedene Modelle geprüft und sich für diese Variante entschie-
den. Bei rund der Hälfte der Luzerner Gemeinden hat sich diese bereits bestens bewährt. 
Die Finanzierung dieser Mehrleistung wird über die Abwassergebühren sichergestellt. 

 
 
 

Weitere Veränderungen im neuen SER und der neuen VOSR: 

 Die Höhe der Gebühren wird neu in der Vollzugsverordnung (VOSR) festgelegt 

 Die Norm SN 592000 für die Erhebung der Schmutzwasserwerte für die Anschlussgebühr wird aktualisiert. 

 Vorübergehende Anschlüsse oder die Entwässerung von Baustellen wird geregelt 

 Bei Bauprojekten wird das Schmutzwasser und das Reinabwasser getrennt bis um letzten Schacht auf der Parzelle 
geführt. 

 Eigenleistungen mit Regenwasser (WC-Spülungen) werden geregelt 

 Die Entwässerung von Strassenparzellen wird neu geregelt. 

 Regeln für das Y-Prinzip werden definiert 

 Beiträge an die Drainageleitungen der Unterhaltsgenossenschaft, sofern sie der Siedlungsentwässerung dienen, sind 
im SER verankert. 

 
 

 

Finanzierung der Abwasserbeseitigung 

 
Die jährlichen Kosten der Abwasserbeseitigung setzen sich wie folgt zusammen: 

 Betriebskosten der ARA Surental  

 Unterhaltsarbeiten am Leitungsnetz und den Sonderbauwerken 

 Beratungshonorare GEP-Ingenieur etc. 

 Interner Aufwand der Verwaltung und des Werkdienstes 

 Abschreibungen der Sachanlagen 

 Verzinsung der Bestandeswerte 

 Sicherstellung der Werterhaltung aller Infrastrukturanlagen 
 
Zur Deckung dieser Auslagen stehen bei der Spezialfinanzierung ausschliesslich die Anschlussgebühren und die Betriebs-
gebühren, allenfalls Beiträge Dritter zur Verfügung. 
 
Alle 5 Jahre wird die Spezialfinanzierung Abwasserbeseitigung von einem Fachbüro neu beurteilt und die Finanzplanung 
und Gebührenpolitik der nächsten 5 Jahre festgelegt. 
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Anschlussgebühren 

 
Das bewährte System mit den Schmutzwasserwerten und den versiegelten Flächen für die Berechnung der Anschlussge-
bühren wird beibehalten. Einzig die Werte der Norm SN 592000 für die Erhebung der Schmutzwasserwerte wird aktuali-
siert. 
Wir erachten diese Form der Erhebung nach wie vor als gut nachvollziehbar und verursachergerecht für den Bauherrn.  
 

 
 

Betriebsgebühren 

 
Die jährlichen Betriebsgebühren werden in zwei Gebührenarten aufgeteilt. Rund 70% der jährlichen Kosten werden auf 
den m3 Trinkwasserverbrauch verteilt. Die restlichen 30% der Kosten werden auf die m2 versiegelter Fläche verteilt. 
 
Die zukünftige Gebührenpolitik wird neu von zwei Faktoren wesentlich beeinflusst. Zum einen wie beschrieben von der 
Einführung des Y-Prinzips und zum anderen von den Vorgaben der ARA Surental. Die Zuleitmenge l/s von Schmutz- und 
Mischwasser in die Anlage der ARA muss in den nächsten Jahren drastisch gesenkt werden, damit die ARA ihre Aufgabe 
richtig erfüllen kann und dadurch die Sure massgeblich entlastet wird. Das bedeutet für die Gemeinde, dass die Zuleit-
menge um 60% auf 23 l/s reduziert werden muss. Um dies zu erreichen bedarf es einer strikten Trennung von Reinabwas-
ser und Schmutzabwasser, sowie den Bau von Rückhaltebecken. Die Umsetzung der Massnahmen ist in drei Etappen bis 
2030, bis 2045 und die Vollendung bis 2060 angedacht. Die Kosten alleine bis 2030 werden mit 10,76 Mio. Franken ge-
schätzt (entspricht einer zukünftigen Erhöhung von Fr. 1.74 pro m3). Allerdings liegen noch keine detaillierten Kostenbe-
rechnungen vor und es ist erst ein Projekt (Rückhaltebecken) in Planung. Aus diesem Grund wird man diese Kosten etap-
penweise berücksichtigen, wenn konkrete Projekte vorliegen. Diese Massnahmen ARA erfolgen jedoch unabhängig von 
der Genehmigung des vorliegenden Reglementes. 
 
Die Berechnung der neuen Betriebsgebühren wurde durch das Büro Hüsler & Heiniger vorgenommen. Es wird eine Erhö-
hung der aktuellen Gebühren um Fr. 0.40 pro m3 Trinkwasser empfohlen. Bei diesen Berechnungen wurden die notwen-
digen Gebühreneinnahmen durch die relevante Trinkwassermenge dividiert. 
 
Berechnung Betriebsgebühren: 

 Die aktuellen Betriebsgebühren betragen Fr. 1.85 pro m3 Trinkwasserbezug und Fr. 0.50 pro m2 versiegelte Fläche, 
dies ergibt eine theoretische Gebühr von Fr. 3.05/m3 

 Die neu berechnete Gebühr mit Übernahme Y-Prinzip beträgt + Fr. 0.20/m3  Fr. 3.25/m3 

 Die Gebühr bei etappenweiser Anpassung der ARA-Verbandsvorgaben beträgt + Fr. 0.20/m3 
 Fr. 3.45/m3 

 
Die Gebühren werden somit von aktuell Fr. 3.05 auf Fr. 3.45 pro Kubikmeter erhöht. Mit dem im SER enthaltenen Ge-
bührenmodell wird diese Gebühr in einen Anteil Schmutzwasser und einen Anteil Regenwasser aufgeteilt. Der Anteil 
Schmutzwasser wird wie bisher über den Trinkwasserverbrauch, der Anteil Regenwasser über die auf dem Grundstück 
versiegelte Fläche (Vorplatz-, Dachfläche usw.) berechnet. Dies führt auf Ihrer Rechnung zu folgenden Anpassungen:   

 

Gebühren ab 01.10.2021   alt   neu  
 
Pro m3 Trinkwasserverbrauch        Fr. 1.85   Fr. 2.25 
 
Pro m2 versiegelte Fläche   Fr. 0.50   Fr. 0.50 

 
Diese Erhöhung macht durchschnittlich für einen Ein-Personen-Haushalt zwischen Fr. 20.- bis 30.-, für eine Familie zwi-

schen Fr. 40.- bis 80.- jährlich höheren Gebühren aus. Mit dieser geringen Erhöhung der Gebühren werden die Grundei-

gentümer direkt und die Mieter indirekt wesentlich entlastet und von dem kommenden Unterhalt ihrer privaten Sammel-

leitungen befreit. 

 

Das neue Siedlungsentwässerungsreglement tritt per 01. Oktober 2021 in Kraft. Die neuen Betriebsgebühren fallen das 

erste Mal im Herbst 2022 an. 
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I    Beschlussfassung 
 

 

Abstimmungsfrage 

Genehmigen Sie das totalrevidierte Siedlungsentwässerungsreglement der Gemeinde Knutwil? 

 

 

Der Gemeinderat beantragt Ihnen, das totalrevidierte Siedlungsentwässerungsreglement der Gemeinde Knutwil zu ge-

nehmigen. Die dazugehörende Vollzugsverordnung wird durch den Gemeinderat erlassen. 
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|   Entwurf Siedlungsentwässerungsreglement 
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|   Bericht Controllingkommission 
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|   Ihre Notizen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

|   Bemerkungen 
 
Das Stimmregister kann auf der Gemeindeverwaltung Knutwil eingesehen werden. Stimmberechtigt für diese Abstim-

mung sind Schweizerinnen und Schweizer, die das 18. Altersjahr zurückgelegt haben, nicht wegen dauernder Urteilsun-

fähigkeit unter umfassender Beistandschaft stehen oder durch eine vorsorgebeauftragte Person vertreten werden und 

spätestens am 21. September 2021 ihren politischen Wohnsitz geregelt haben. 

 

Am Abstimmungssonntag ist das Urnenbüro von 10.00 bis 10.30 Uhr geöffnet. Ab Schliessung des Urnenbüros um 10.30 

Uhr wird auch der Briefkasten nicht mehr geleert. Die briefliche Stimmabgabe richtet sich nach den §§ 61 bis 69 des 

kant. Stimmrechtsgesetzes und ist ohne spezielles Gesuch nach Erhalt der Abstimmungsvorlagen möglich. Es wird auf 

die Erläuterungen auf dem Stimmrechtsausweis verwiesen.  

 

Die vorgesehene ausserordentliche Gemeindeversammlung vom 8. September 2021 wird definitiv abgesagt. 


